
Fachaufsatz 

Gesellschaft • Wirtschaft • Politik (GWP) 71. Jahrg., Heft 1/2022, S. 77-88  www.budrich-journals.de 
https://doi.org/10.3224/gwp.v71i1.09 

Die Demokratisierungsprozesse der 
jugoslawischen Nachfolgestaaten – Eine Bilanz 
nach 30 Jahren 

Oliver Kannenberg 
 
 
 
 
 
Zusammenfassung 
Vor nunmehr 30 Jahren begann der Zusammenbruch des Vielvölkerstaates Jugoslawien, aus dem inzwi-
schen sieben Nationen hervorgegangen sind. Das Demokratieniveau nach drei Jahrzehnten Transition va-
riiert stark zwischen den Nachfolgestaaten. Die Ursachen für den zuletzt negativen Trend sind vielfältig: 
Vereinnahmung staatlicher Ressourcen durch Parteien, eingeschränkte Pressefreiheit oder zwischenstaat-
liche Konflikte. 
 
Am 22. Januar 1990 endete der 14. und letzte Kongress des Bundes der Kommunis-
ten Jugoslawiens nach zwei Tagen intensiver, aber letztlich erfolgloser Debatten über 
den zukünftigen Umbau Jugoslawiens. Zuerst verließ die slowenische Delegation ge-
schlossen den Kongress, wenig später folgten ihr die Delegierten aus Kroatien, Maze-
donien sowie Bosnien und Herzegovina. Wenngleich damit faktisch das Ende der 
Partei und ihrer 45 Jahre währenden Herrschaft in Jugoslawien besiegelt wurde, war 
selbst für pessimistische Beobachter nicht abzusehen, dass ein Jahr später eine Deka-
de des Krieges in der Region anbrechen sollte.  

Die Spuren der gemeinsamen Vergangenheit wie auch des Krieges sind bis heute in 
den sieben Nachfolgestaaten allgegenwärtig. Die demokratische Transition in den ehe-
maligen jugoslawischen Teilrepubliken startete unter gänzlich unterschiedlichen Vorzei-
chen und bewegt sich nach wie vor auf unterschiedlichem Niveau. Das ausgehende drit-
te Jahrzehnt des Zusammenbruchs Jugoslawiens soll zum Anlass genommen werden, 
eine Zwischenbilanz der Demokratisierungsprozesse zu ziehen, bestehende Hindernisse 
zu erläutern und die Rolle der Europäischen Union in den Blick zu nehmen.  
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1. Versetzte Demokratisierungsprozesse mit gemischten Erfolgen: 
Der Status quo  

Innerhalb von Demokratisierungsprozessen wird die politische Macht von einzelnen 
Führungsgruppen auf das gesamte Staatsvolk übertragen. Demokratisierungseffekte 
berühren dabei nicht nur das politische System, sondern auch Gesellschaft, Wirtschaft 
und Kultur. Zu Beginn der Transition von Autokratie zu Demokratie sind freie und 
faire Wahlen, der Aufbau unabhängiger Medien sowie die Garantie allgemeiner Bür-
gerrechte zentrale Grundpfeiler. Aufgrund des Prozesscharakters der Demokratisie-
rung, kann diese vor allem in der Frühphase Rückschläge erleiden. Ein einmal erreich-
tes demokratisches Niveau führt nicht zwangsläufig zu einer Konsolidierung, sondern 
muss fortwährend gegenüber autoritären Rückschlägen verteidigt werden.  

In Nachkriegsgesellschaften wird der im Rahmen der Demokratisierung vorgese-
henen Beteiligung von Konfliktparteien eine heilende Wirkung für die vom Krieg er-
zeugten Wunden zugeschrieben. Die jugoslawischen Nachfolgestaaten waren im un-
terschiedlichen Maße von inner- und zwischenstaatlichen Konflikten geprägt. Neben 
den vier Nachfolgekriegen in Slowenien, Kroatien, Bosnien-Herzgovina und Kosovo, 
wurde auch die Transition Nordmazedoniens von ethnischen Spannungen und ge-
waltsamen Auseinandersetzungen beeinflusst. Daraus erklären sich die unterschiedli-
chen Verzögerungen zu Beginn der Demokratisierung. Mit Blick auf das Demokratie-
niveau1 im Jahr 2020 (s. Abbildung 1) können drei Gruppen aus den Nachfolgestaa-
ten gebildet werden. Da wäre zunächst eine Spitzengruppe, bestehend aus den beiden 
EU-Mitgliedern Kroatien und Slowenien. Sie werden als einzige der hier behandelten 
Staaten als (semi)-konsolidierte Demokratien eingestuft, wohingegen die übrigen fünf 
Länder in die Kategorie „hybride Regime“ fallen (Freedom House 2021).  

Der Demokratisierungsprozess Sloweniens, das bereits innerhalb Jugoslawiens 
als „liberalste“ Teilrepublik galt, wurde durch die begrenzten Kriegshandlungen und 
die hohe Homogenität der Bevölkerung begünstigt. Die wirtschaftliche Stärke Slo-
weniens unterstützte die Bemühungen eines EU-Beitritts, der 2004 erfolgreich umge-
setzt wurde. Die Transition Kroatiens wurde im Wesentlichen durch den bis 1995 
andauernden Kroatienkrieg und die bis zum Ende des Jahrtausends währende perso-
nenzentrierte Herrschaft des autoritären Präsidenten Franjo Tuđman (HDZ) einge-
schränkt. Dennoch fand auch Kroatien unmittelbar nach der Unabhängigkeits-
erklärung einflussreiche Unterstützer in Europa, allen voran Deutschland. Der früh 
in Ausschicht gestellte EU-Beitritt verzögerte sich jedoch trotz weitreichender insti-
tutioneller Reformen aufgrund der mangelhaften Kooperationsbereitschaft mit dem 
„Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien“ sowie unzureichen-
der Fortschritte in der Korruptionsbekämpfung. Zuletzt sank vor allem in Slowenien 
das Demokratieniveau aufgrund gezielter Angriffe der Regierung auf die Pressefrei-
heit (s. Abschnitt 2.2).   

Die Schlussgruppe bilden Bosnien und Herzegovina, Montenegro und Serbien 
mit deutlich unterschiedlichen Verläufen und Ursachen. In Bosnien und Herzegovina, 
der am stärksten vom Krieg gezeichneten Nation, sind diese vor allem institutioneller 
Natur. Der Bundesstaat besteht aus zwei Entitäten, der Föderation Bosnien und Her-
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zegovina sowie der Republika Srpska. Das politische System ist von Doppel- und 
Mehrfachstrukturen gekennzeichnet: Beide Entitäten verfügen über einen eigenen 
Staatsaufbau, inklusive Verfassung, Parlament, Präsident, Regierung und (Verfassungs-) 
Gerichtsbarkeit. Auf bundesstaatliche Ebene gibt es ergänzend gemeinsame Institutio-
nen. Damit soll eine gleichberechtigte Interessenvertretung der drei dominierenden 
Volksgruppen (Bosniaken, Kroaten und Serben) garantiert werden. In der Realität 
zerreiben sich jedoch Reformvorschläge in der komplexen Gemengelage der ver-
schiedenen Interessenvertreter. Statt Reformwillen sind die gemeinsamen Institutio-
nen von einer hohen ethnischen Polarisierung gekennzeichnet (Džihić 2018, S. 103). 

Dass Transitionsprozesse keine Einbahnstraße in Richtung Demokratie sind, macht 
das Beispiel Serbiens deutlich. Unter der Herrschaft Milošević‘ in den 90er-Jahren galt 
Serbien als „a closed state (by sanctions), a closed society (by prohibitions) and a closed 
system (by blockades)“ (Orlović 2008, S. 215). Nach dem Ende der Kriegshandlungen 
und dem Sturz des autoritären Herrschers versuchten liberal-demokratischen Parteien in 
einer komplizierten Gemengelage die von Sanktionen geplagte Wirtschaft aufzubauen 
und die Demokratisierung des Landes voranzutreiben; mit begrenztem Erfolg. Seit 
knapp zehn Jahren regiert in Serbien die SNS (Serbische Fortschrittspartei), die als Ab-
spaltung des moderaten Flügels einer radikal-nationalistischen Partei 2008 gegründet 
wurde. Unter ihrem Vorsitzenden Aleksandar Vučić hat der Regierungsstil derart auto-
kratische Züge angenommen (Kannenberg 2021), dass Serbien unter den Nachfolge-
staaten das geringste Demokratieniveau attestiert bekommt.  

Während in Serbien die Machtkonzentration einen unrühmlichen Höhepunkt er-
reicht hat, erlebte Montenegro 2020 den ersten Regierungswechsel seit drei Jahr-
zehnten. Die ausbleibenden Fortschritte im Demokratisierungsprozess sind nicht zu-
letzt als Folge der langjährigen DPS-Herrschaft anzusehen. Die Partei konnte unter 
ihrem omnipräsenten Vorsitzenden Milo Đukanović alle wichtigen Ämter im poli-
tischen System Montenegros besetzen. Dadurch bildeten sich klientilistische Netz-
werke, die in einem besonderen Maß staatliche Ressourcen zur eigenen Bereicherung 
missbrauchten. Trotz umfassender Probleme in der Korruptionsbekämpfung und 
ausbleibender Reformen wurde Montenegro 2010 EU-Beitrittskandidat. Die Wechsel- 
und Aufbruchstimmung nach dem ersten Regierungswechsel der montenegrinischen 
Unabhängigkeit war nur von kurzer Dauer. Nach 13 Monaten verlor die aus einem 
breiten Parteienbündnis gebildete technokratische Regierung im Januar 2022 ihre 
Mehrheit und kündigten Neuwahlen an. 

Zwischen dieser Spitzen- und Schlussgruppe lassen sich Nordmazedonien und 
Kosovo mit einem mittleren Demokratieniveau verorten. Der positive Trend ist auf 
verschiedene Reformen in der jüngeren Vergangenheit zurückzuführen ist. Nordma-
zedonien musste einige Anstrengungen unternehmen, bevor sie 2020 gemeinsam mit 
Albanien den Status als EU-Beitrittskandidat erlangten. Für die Republik Kosovo ist 
dieser Teil-Erfolg noch in weiter Ferne; zunächst müsste ihre Unabhängigkeit von al-
len EU-Staaten anerkannt werden.2 In Kosovo haben die vergangenen zwei Jahre mit 
mehreren Regierungswechseln, Anklagen und Vorladungen des Kosovo-Sondertri-
bunals gegen Präsident und Premierminister sowie wiederkehrenden Konflikten mit 
Serbien (s. Kapitel 3.3) die grundsätzlich positive Entwicklung behindert. 
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Abbildung 1:  Demokratieniveau der jugoslawischen Nachfolgestaaten (V-Dem-Score) 
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2 Grenzübergreifende Herausforderungen im 
Demokratisierungsprozess  

Bereits die knappe Betrachtung der politischen Entwicklungen in den jugoslawischen 
Nachfolgestaaten zeigt: Ein einmal erreichtes Demokratieniveau garantiert keine lang-
fristige institutionelle Stabilität. Dies gilt umso stärker in den frühen Phasen der De-
mokratisierung, in denen sich alle Nachfolgestaaten mit (maximal) 30 Jahren und an-
gesichts der erschwerten Bedingungen nach wie vor befinden. Dabei sind drei Prob-
lemkomplexe von besonderer Bedeutung: Erstens die Trennung von Staat und Partei, 
schließlich war in der SFR Jugoslawien die Kommunistische Liga de facto der Staat. 
Zweitens der Aufbau und die Institutionalisierung fairer Wettbewerbsbedingung für 
Oppositionsparteien, inklusive freier Presseorgane und einer aktiven zivilgesellschaft-
lichen Beteiligung am politischen Prozess, um eine demokratische Regierungskontrol-
le zu ermöglichen. Drittens die Befriedung nach wie vor bestehenden Konflikte in-
nerhalb und zwischen einigen Nachfolgestaaten und Bevölkerungsgruppen.  

2.1 Die Omnipräsenz der Parteien in staatlichen Institutionen 

Am Ende der Herrschaft der kommunistischen Parteien bildeten sich aus den jeweili-
gen nationalen Bünden Nachfolgeparteien, die die Vorteile staatlicher Ressourcen 
nutzen konnten. Bis zu welchem Grad die neuen, sich häufig als sozialdemokratisch 
bezeichnenden Parteien von der Rechtsnachfolge profitieren konnten, unterscheidet 
sich stark. In Kroatien verlor die SDP im autoritären HDZ-Regime unter der Füh-
rung Franjo Tuđmans an Bedeutung und Einfluss und wurde erst nach dessen Tod 
wieder zu einer ernsthaften Regierungsalternative. In Montenegro (DPS), Nordmaze-
donien (SDSM) und Serbien (SPS) übernahmen die Nachfolgeparteien weite Teile der 
Infrastruktur und Geldmittel ihrer Vorgänger, was einen wichtigen Beitrag zur Kon-
solidierung ihrer Herrschaft in den Folgejahren leistete. Ein besonderes Beispiel bot 
lange Zeit der Sitz der montenegrinischen Regierung in Podgorica. Das Gebäude war 
nach dem Untergang der Kommunistischen Liga in den Besitz der DPS übergegan-
gen. Die vermietete wiederum einen Teil der Räumlichkeiten an die Regierung und 
nutzte den anderen Teil für die eigenen Parteigeschäfte. Dadurch konnte die Partei 
sich nicht nur an lukrativen Mieteinnahmen aus Steuergeldern erfreuen, sondern 
ebenso an der räumlichen Nähe zur Regierung (Trivunović et al. 2007, S. 16). Dass 
Parteien mit Hilfe enger Verbindungen staatliche Ressourcen für sich nutzbar mach-
ten, ist nicht einzig auf die Nachfolgeparteien in der Frühphase der Transition be-
schränkt, sondern kann auch im Fall der „jungen“ SNS in Serbien beobachtet werden. 

Werden staatliche Institutionen von parteipolitischen Akteuren und privaten Inte-
ressen beeinflusst oder sogar vereinnahmt, wird dies als State Capture bezeichnet 
(Richter und Wunsch 2020). Die Parteien nutzen vertikalen Klientelismus durch Pat-
ronage treuer Anhänger in hohe Behördenämter und horizontalen Klientelismus mit-
tels intransparenter Parteispenden und privater Zuwendungen durch hochrangige 
Wirtschaftsvertreter (Kotarski und Petak 2021). Solche Formen lassen sich in aus-
nahmslos allen jugoslawischen Nachfolgestaaten aufzeigen. Angesichts hoher Arbeits-
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losenzahlen und einer krisenanfälligen Wirtschaftsstruktur erfreuen sich Beschäfti-
gungsverhältnisse im öffentlichen Sektor großer Beliebtheit. In dem Wissen darum 
nutzen die regierenden Parteien die zu besetzenden Stellen als Patronagemöglichkeit 
für loyale Mitglieder. Auch im kommunalen Bereich finden solche Praktiken Anwen-
dung. Dort sind die Verbindungen zwischen Behörden und Parteioffiziellen tendenzi-
ell noch enger. Der hohe Anteil öffentlich Beschäftigter bietet zudem ein offenes Ein-
fallstor für Wählerbeeinflussung, indem an die Mitarbeiter mehr oder minder offen 
herangetragen wird, dass sie ihren Teil zum Erfolg der Regierungspartei beizutragen 
haben. Dementsprechend engagieren sich viele Parteimitglieder weniger aufgrund po-
litischer Überzeugungen, sondern um die eigene berufliche Karriere zu unterstützen. 
Dieses instrumentelle Verhältnis zu den politischen Parteien ist von einer grundsätzli-
chen Skepsis seitens der Bevölkerung geprägt. Politiker und Parteien genießen im 
Vergleich zu anderen Institutionen ein geringeres Vertrauen (Dyrstad und Listhaug 
2017), ihre Allgegenwärtigkeit wird kritisch bewertet, und dennoch existieren zu weni-
ge Anreize für eine Änderung dieser Praktiken. Dabei ist an dieser Stelle zu betonen, 
dass die Beanspruchung staatlicher Ressourcen unabhängig davon ist, ob die politi-
sche Orientierung eher national-konservativ, liberal oder sozialdemokratisch ist. Er-
gänzend ist auch die „klassische“ Korruption nicht verschwunden. Mit Ivo Sanader 
(Kroatien) oder Nikola Gruevski (Nordmazedonien) sind prominente ehemalige Mi-
nisterpräsidenten wegen Korruption verurteilt worden. Die Wahrnehmung von Kor-
ruption im Alltag ist in allen Nachfolgestaaten stärker ausgeprägt als im europäischen 
Vergleich. Bosnien und Herzegovina, Kosovo, Nordmazedonien und Serbien zählen 
laut Transparency International zu den europäischen Schlusslichtern hinsichtlich der 
Korruptionsbekämpfung (Transparency International 2021). 

In den meisten Parteien der Nachfolgestaaten kontrollieren die Parteiführer bzw. 
ein sehr begrenzter Personenkreis den gesamten innerparteilichen Willensbildungs-
prozess, nicht zuletzt die Auswahl der Parlamentsbewerber. Entsprechend ist auch die 
inhaltliche Ausrichtung der Parteien sehr eng mit dem jeweiligen Vorsitzenden ver-
knüpft. Entstehen in der Führungsspitze Machtkämpfe um die zukünftige Ausrich-
tung, etwa nach Wahlniederlagen, kommt es nicht selten vor, dass die unterlegene 
Gruppe austritt und eine neue Partei gründet. Aufgrund dieser nur in sehr begrenztem 
Maße stattfindenden innerparteilichen Kontrolle läge es an Opposition, Presse und 
Zivilgesellschaft, die Gefahr autoritären Regierungshandelns einzudämmen. 

2.2 Presse, Opposition und Zivilgesellschaft unter Druck - eingeschränkte 
Regierungskontrolle im kompetitiven Autoritarismus  

Die Medienfreiheit wird seit Jahren in den Nachfolgestaaten Jugoslawiens als bedroht 
angesehen. Dabei sind es inzwischen weniger die klassischen Formen autoritärer Ein-
griffe wie beispielsweise Zensur und Publikationsverbot. Stattdessen finden vermeint-
lich mildere aber effektivere Instrumente der Medienkontrolle Anwendung (Dobek-
Ostrowska 2015). In Slowenien war dies etwa ein abruptes Einstellen der vertraglich 
vereinbarten staatlichen Zuschüsse für die nationale Presse-Agentur STA oder den 
Fernsehsender RTV SLO. Der rechtskonservative Ministerpräsident Janez Janša hat 



Die Demokratisierungsprozesse der jugoslawischen Nachfolgestaaten     83 

spätestens aufgrund einiger fragwürdiger Auftritte während der EU-Ratspräsident-
schaft Sloweniens überregionale Bekanntheit erlangt. Hauptziel seiner Verbalattacken 
in sozialen Netzwerken sind regierungskritische Pressevertreter. Unmissverständlich 
unterstrich Janša seine Haltung in einem Statement mit dem Titel „War with the me-
dia“, das auf der offiziellen Regierungswebsite veröffentlicht wurde. Darin versuchte 
er, die Bevölkerung auf seine Seite im Kampf mit „den Medien“ zu ziehen.  

Ergänzend kann eine positive Berichterstattung öffentlicher Medienhäuser durch 
eine parteilinienkonforme Besetzung von Chefredakteursposten gesichert werden. Die 
Medienlandschaft wird von den politischen Akteuren nicht nur politisiert, sondern 
auch in besonderem Maße instrumentalisiert (Castaldo und Pinna 2018). Bei den zahl-
reichen privat organisierten Medienkonzernen wird mit Hilfe staatlichen Drucks ver-
sucht, eine Änderung der Eigentümerstruktur herzustellen. Die neuen Eigentümer 
sollen dann aus regierungsfreundlichen Kreisen kommen. In Anlehnung an die Ent-
wicklung in Ungarn wird eine solche Form der Medienkontrolle auch als “Fidesz’s 
model for state-led media capture“ (International Press Institute (IPI) 2021, S. 6) be-
zeichnet.  

Je stärker die Medienlandschaft auf Regierungslinie ist, desto schwieriger wird es 
wiederum für die Oppositionsparteien, ausreichend Gehör in der öffentlichen Debat-
te zu finden, was die ohnehin bestehende Ressourcenasymmetrie zwischen Regierung 
und Opposition weiter vergrößert. Hinsichtlich des Zustands der Opposition werden 
zwischen den Nachfolgestaaten große Unterschiede sichtbar. Während es in Serbien 
einen starken zivilgesellschaftlichen Protest gibt, fehlt es an politischen Parteien, die 
eine glaubhafte Alternative zur SNS darstellen. Das Vertrauen weiter Teile der Bevöl-
kerung in die liberal-demokratischen Parteien der Opposition ist gering. Im Kosovo 
und in Montenegro finden sich die langjährigen Machthaber seit wenigen Monaten 
erstmals in der Oppositionsrolle wieder, profitieren aber noch von den während der 
langjährigen Regierungszeit angehäuften Ressourcen. In Kroatien und Slowenien gab 
es mehrere Regierungswechsel zwischen den größeren Parteien, wodurch sich ein ge-
wisser Grundkonsens über Oppositionsrechte herausbilden konnte.  

Unter Druck geraten Oppositionsparteien dabei nicht nur durch rechtliche Ein-
schränkungen, sondern auch durch aggressive Rhetorik seitens der Regierung. Florian 
Bieber verweist auf die multiplen Krisennarrative, derer sich die handelnden Personen 
in den Nachfolgestaaten bedienen und die damit den öffentlichen Diskurs emotional 
aufladen. Die (vermeintliche) Krise rührt dabei entweder aus einer Bedrohung der Re-
gierung durch die Opposition, ethnischen Spannungen innerhalb der jeweiligen Nati-
on oder aus bilateralen Konflikten mit einem der Nachbarstaaten (s. Abschnitt 2.3). 
Ein beliebter Ausweg aus dieser Krise wird in vorgezogenen Wahlen gesehen, die 
wiederum eine aggressivere Rhetorik gegen die Opposition zulassen und bei denen 
der regierenden Partei die Vorteile der Staatsnähe zugutekommen (Bieber 2020, S. 
93). Mittels dieser Krisennarrative wird gegen politische Gegner, kritische Medien o-
der den jeweiligen ungeliebten Nachbarstaat agitiert. 

Die Kombination aus autoritären Regierungspraktiken mit demokratischen Ele-
menten wird mit dem Begriff „kompetitiver Autoritarismus“ bezeichnet und findet in 
jüngerer Zeit verstärkt Beachtung (Levitsky und Way 2020; Bieber 2018). Im kompeti-
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tiven Autoritarismus werden regelmäßig Wahlen als Legitimationsquelle abgehalten, 
jedoch in einem Rahmen und unter Bedingungen, die der regierenden Partei nicht ge-
fährlich werden können. Die autoritäre Einflussnahme auf rechtsstaatliche Garantien 
und Freiheiten werden dosierter eingesetzt, um nicht Gefahr zu laufen, internationale 
Unterstützung zu verlieren. Hinsichtlich der elektoralen Integrität bestehen ebenso 
deutliche Unterschiede zwischen den Staaten. Während die Bevölkerung in Kroatien 
und Slowenien die Wahlen als weitestgehend fair beurteilt, schneiden Bosnien und 
Herzegovina, Montenegro, Nordmazedonien und Serbien unterdurchschnittlich ab 
(Norris und Grömping 2019, S. 6). Dass es dennoch immer wieder zu (überraschen-
den) Machtwechseln kam, dürfte neben landesspezifischen Besonderheiten auf das 
hohe zivilgesellschaftliche Protestpotential zurückzuführen sein. Die Politisierung und 
Mobilisierung weiter Bevölkerungsteile kann Regierungen sowohl stürzen als auch 
über Krisen hinweg stützen. Dabei beteiligen sich keineswegs nur liberal-demokra-
tische, pro-europäische Akteure, sondern genauso aktiv ultranationalistische Gruppen 
mit latentem Hang zur Gewalt an den Protesten.  

2.3 Konfliktreiches Zusammenleben und das Spiel mit Grenzen 

In einigen Ländern belasten Spannungen zwischen den Bevölkerungsgruppen die 
Demokratisierungsbemühungen. Dies betrifft nicht nur die politisch umkämpfte Ge-
schichtsaufarbeitung, sondern auch tagesaktuelle Politik, wodurch politische Ressour-
cen gebunden werden, die anderweitig zu einer nachhaltigen Verbesserung des De-
mokratieniveaus eingesetzt werden könnten. Im Folgenden wird auf das Verhältnis 
der großen Bevölkerungsgruppen in Bosnien und Herzegovina, Kosovo und Mon-
tenegro eingegangen, wenngleich an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben soll, dass 
zahlreiche weitere Minderheiten wie Sinti, Roma, LSBTIQ-Personen oder Geflüchtete 
mit politischer und gesellschaftlicher Diskriminierung konfrontiert sind. Häufig die-
nen die politischen Akteure dabei nicht als Vorbilder für die Gleichberechtigung aller 
Personengruppen, sondern verstärken bestehende Ungleichheiten. So wurde in Bos-
nien und Herzegovina das bundestaatliche Wahlrecht bereits 2009 vom EGMR als 
diskriminierend eingestuft, da Personen, die sich keiner der drei Ethnien zuordnen, 
von Parlaments- und Präsidentschaftswahlen ausgeschlossen sind. Jegliche Reform-
bemühungen scheiterten bislang an den Interessen der jeweiligen ethnischen Vertre-
ter.  

Darüber hinaus kommt dem Land immer dann überregionale Aufmerksamkeit zu-
teil, wenn von Sezessionsbestrebungen berichtet wird. Dies gilt vorrangig für die kroa-
tischen Bosnier in der Entität Bosnien und Herzegovina sowie die serbischen Bosnier 
in der Republika Srpska. Die jüngsten Spannungen hatten ihren Ursprung in einer 
Entscheidung des Hohen Repräsentanten für Bosnien und Herzegovina. Als Vertreter 
der Vereinten Nationen besitzt er allumfassende Durchgriffsrechte, die sogenannten 
Bonner Befugnisse, mittels derer er gewählte Personen aus ihren Ämtern entheben 
oder Gesetze erlassen bzw. für nichtig erklären kann. Seit August 2021 wird das Amt 
vom ehemaligen CSU-Landwirtschaftsminister Christian Schmidt bekleidet. Sein Vor-
gänger Valentin Inzko nutzte die besagten Vollmachten in einer seiner letzten Amts-
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handlungen, um ein Gesetz, das Genozid-Leugnung unter Strafe stellt, anzuordnen. 
Es war die erste Anwendung der Bonner Befugnisse seit zehn Jahren und eine äußert 
kontrovers diskutierte Entscheidung. Milorad Dodik, Vertreter der Serben im Präsidi-
um des Bundesstaates und regelmäßiger Leugner des Massakers von Srebrenica, kriti-
sierte den Beschluss scharf und kündigte den Rückzug der Republika Srpska aus den 
gemeinsamen Institutionen an. Dies war so weit keine große Überraschung, ist die Se-
zessionsandrohung doch seit Jahren Bestandteil seiner nationalistischen Rhetorik. Be-
sorgniserregend war vielmehr, dass diesmal den scharfen Worten auch Taten bzw. 
Parlamentsbeschlüsse folgten, die nicht nur den Rückzug aus dem Bundestaat, son-
dern ebenso die Gründung einer eigenen Armee vorbereiten sollen. Vor allem letzte-
res rief internationale Sorge vor gewalttätigen Auseinandersetzungen hervor und hatte 
US-Sanktionen gegen die Republika Srpska zur Folge. Auch die kroatischen Bosnier 
fordern regelmäßig mehr oder weniger direkt eine eigene dritte Entität innerhalb des 
Staates oder gleich die unmittelbare Eingliederung in kroatisches Gebiet. Unzählige 
Vorschläge für neue Grenzziehungen, Gebietstausche oder Neugliederungen werden 
regelmäßig von verschiedenen Akteuren unterbreitet. Gemein haben dabei alle, die 
fehlende Berücksichtigung des aus neuen ethnischen Grenzziehungen resultierenden 
Konfliktpotentials.      

Ein Gebietstausch wird auch als vermeintlich einfache Lösung der ethnischen 
Spannungen zwischen Kosovo-Albanern und Kosovo-Serben wiederkehrend vorge-
bracht. Letztere bewohnen mehrheitlich den Norden des Landes, der sich weitestge-
hend dem Zugriff der staatlichen Institutionen der Republik Kosovo entzieht, dessen 
Unabhängigkeit nicht anerkennt und eine Wiedereingliederung in den serbischen Staat 
befürwortet. Die wiederkehrenden Auseinandersetzungen zwischen den Vertretern 
beider Staaten intensivieren sich im Vorfeld von Wahlen. Aus dem in der Verfassung 
verankerten Selbstverständnis, das Kosovo sei ein „integraler Bestandteil Serbiens“, 
folgt für die Regierung in Belgrad ein Wahlrecht für die 100.000 Kosovo-Serben. So 
auch im Januar 2022 bei einem Verfassungsreferendum, wo die kosovarische Regie-
rung zwar die Wahl per Brief oder im serbischen Kontaktbüro gestattete, jedoch nicht 
– wie von Belgrad verlangt – in regulären Wahllokalen. Daraufhin kam es an der 
Grenze zu einer Beschlagnahmung von drei LKWs, die Wahlzettel in die serbisch-
bevölkerten Gebiete zu schmuggeln versuchten. Diese Aktion reiht sich in weitere 
Konflikte im Grenzgebiet ein, etwa um die wechselseitige Verwendung und Anerken-
nung von Autokennzeichen. Der kosovarische Premierminister Albin Kurti machte 
mehrfach deutlich, er werde das Prinzip der Reziprozität konsequent umsetzen und 
bei den Verhandlungen im Normalisierungsprozess „auf Augenhöhe“ agieren. Kriti-
ker bezichtigen den links-nationalistischen Kurti der Planung einer Vereinigung des 
Kosovos mit Albanien. Angesichts mancher Interviewaussagen entbehrt dieser Vor-
wurf nicht jeglicher Grundlage (Crowcroft 2021). 

Unlängst intensivierten sich auch die Spannungen in Montenegro. Weniger als die 
Hälfte der Einwohner (45%) bezeichnen sich als Montenegriner, dafür etwa 29% als 
Serben (Monstat 2011, S. 8). Entsprechend knapp fiel das Unabhängigkeitsreferen-
dum 2006 mit 55,5% zugunsten der Souveränität aus. Als Präsident Đukanovic kurz 
vor den Parlamentswahlen 2020 den offenen Konflikt mit der mächtigen serbisch-
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orthodoxen Kirche suchte, konnte ein breites Parteien-Bündnis mit mehrheitlich pro-
serbischer Orientierung die 30 Jahre währende Dominanz der Đukanovic-Partei 
(DPS) beenden. Weniger Monate später wurde die Amtseinführung des neuen ser-
bisch-orthodoxen Metropoliten von Montenegro von gewaltsamen Straßenprotesten 
begleitet und konnte letztlich nur unter erhöhtem Polizeischutz durchgeführt werden. 
Infolgedessen verstärkten sich Debatten über eine dezidiert montenegrinische Identi-
tät und das Verhältnis zur ehemaligen Partnernation Serbien.  

3 Rückkehr des Autoritarismus und die Rolle der EU  

War das erste Jahrzehnt nach dem Zusammenbruch Jugoslawischen noch von den 
Nachfolgekriegen und autoritären Regimen gekennzeichnet, konnten die meisten 
Nachfolgestaaten in der zweiten Dekade positive Fortschritte im Demokratisierungs-
prozess vorweisen. Dieser Trend konnte in dem nun vollendeten dritten Jahrzehnt 
nicht überall bestätigt werden. Während in einigen Ländern die Prozesse stagnierten, 
lassen sich in besonderem Maße in Serbien, aber auch in abgeschwächter Form und 
auf höherem Niveau in Kroatien und Slowenien Rückschritte identifizieren. Die 
Konditionalitätspraxis der EU-Aufnahmeverhandlungen konnte weder bei Mitglie-
dern noch bei Beitrittskandidaten einen dauerhaft positiven Einfluss auf das Demo-
kratieniveau ausüben (Dudley 2020; Richter und Wunsch 2020).  

Was ist im angehenden vierten Jahrzehnt für die jugoslawischen Nachfolgestaaten 
zu erwarten? Bei aller Ungewissheit steht fest, dass die Antwort eng mit der Europäi-
schen Union im Allgemeinen und deren Beitrittspolitik im Speziellen verknüpft sein 
wird. Allen Unkenrufen über das außenpolitische Engagement Russlands und Chinas 
zum Trotz ist die EU nach wie vor der wichtigste geopolitische Akteur in der Region. 
Dass eine Erweiterung dennoch kurz- wie mittelfristig sehr unwahrscheinlich ist, hat 
zahlreiche Gründe: Zuvorderst wären da der Verlust Großbritanniens sowie die im-
mer zahlreicheren Rechtsstaatsprobleme in bestehenden Mitgliedsländern zu nennen. 
Dies wirkt sich unmittelbar auf die Glaubwürdigkeit in den Verhandlungen aus, die 
bereits durch die Blockaden Nordmazedoniens an Ansehen verloren haben. Die Fol-
ge ist eine seit längerem identifizierbare Entfremdung von Europa, zuletzt noch ver-
stärkt durch die Impfstoff-Politik der EU gegenüber ihren Nachbarstaaten (Džihić 
2020). Aufgrund der stockenden, um nicht zu sagen: blockierten Verhandlungen for-
dern verschiedene Think-Tanks und Beobachter der Region eine grundlegende Re-
form des Beitrittsprozesses. Eine Alternative wäre die Aufnahme der Staaten in den 
Europäischen Wirtschaftsraum (Ernst 2021; Zimmermann 2021). Dies würde die 
Glaubwürdigkeit der Erweiterungsabsichten seitens der EU unterstreichen und könn-
te einen Anreiz für weitere Demokratisierungsbemühungen setzen.  

In diesem Zusammenhang wurde in der Region nach dem Ende der Ära Merkel 
dem Ergebnis der Bundestagswahl 2021 besondere Bedeutung beigemessen. In ihren 
16 Amtsjahren hatte sich die Ex-Kanzlerin innerhalb der Europäischen Union zu ei-
ner starken Unterstützerin der Westbalkan-Region entwickelt. Der sogenannte Berli-
ner Prozess, eine intergouvernementale Kooperation zur Stärkung der Beitrittsper-
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spektive, wurde 2014 auf ihre Initiative ins Leben gerufen und ist zu einer festen dip-
lomatischen Größe geworden. Die neue Bundesregierung täte gut daran, bi- und mul-
tilaterale Kooperationsformate weiter zu vertiefen und darin verstärkten Reformwillen 
zu fordern. Unabhängig von der Rolle der EU und Deutschland ist klar: An erster 
Stelle sind die politischen Akteure in den jeweiligen Ländern gefordert, die anstehende 
Dekade mit demokratischen Fortschritten zu prägen.  

Anmerkungen 
 
1 Das Demokratieniveau wurde aus den Daten des V-Dem-Projekts (Varities of Democracy) ermittelt. 

Darin werden auf der Grundlage von Expertenbefragungen mehr als 450 Indikatoren für nahezu alle 
Staaten der Welt erhoben. Diese Fülle an Indikatoren ordnend, gibt es fünf High-Level-Indizes, die 
jeweils ein Kernprinzip von Demokratien widerspiegeln: Wahlen, Bürgerrechte, Partizipationsmög-
lichkeiten, Deliberation und Egalitarismus. 

2 Von den 27 Mitgliedsstaaten erkennen fünf Nationen, namentlich Griechenland, Rumänien, Slowa-
kei, Spanien und Zypern, die Republik Kosovo nicht an. 
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